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Kanton,
Stadt undRegion

Fingierte Verträge
im Fitnesscenter
Ein Fitnessbetreiber hat ungeimpfte Kundschaft zu Angestellten
für Social-Media-Werbung ernannt – bis er verpfiffenwurde.

Daniela Deck

DieVersuche, dieCoronaregeln
zu umgehen, werden immer
dreister odermankönnte sagen,
verzweifelter: Der Betreiber
eines Fitnesscenters imKanton
Solothurn hat einen Teil seiner
Kundschaft mit Arbeitsverträ-
genals Social-Media-Influencer
ausgestattet.

Die Idee dahinter: Ungetes-
teten und ungeimpften Perso-
nen sindFitnesscenter seit dem
13. September zum Trainieren
verschlossen. Doch Angestellte
dürfendortweiterhin tätig sein,
auch ohne Zertifikat.

«Ein Anwalt hat mir die-
se Lösung vorgeschlagen, als
dieZertifikatspflicht eingeführt
wurde.Denn60Prozentmeiner
Kundschaft sind nicht geimpft,
und ich kann und will auf diese
Leute nicht verzichten», sagt
der Inhaber dieses Fitnesscen-
ters.NacheigenenAngabenhat
er durch die Pandemie einen
Verlust«immittleren sechsstel-
ligen Bereich» erlitten. Er er-
zählt seine Geschichte unter
der Bedingung, dass seinName
nicht in der Zeitung erscheint.

SchriftlicheVerträge,
ehrenamtlicheTätigkeit
Werweiterhin trainierenwollte,
aber nicht über ein Zertifikat
verfügt, erhielt im September
das Angebot eines schriftlichen
Arbeitsvertrags. Die «Arbeit»:
Werbebotschaften zu Gunsten
des Fitnesscenters auf Social
Mediaplatzieren.Lohnhabeder

«Arbeitgeber» nicht gezahlt.
Die Arbeitsleistung sei ehren-
amtlich erfolgt. «Manchmal
blieb es beimAngebot, inmeh-
reren Fällen wurden Verträge
abgeschlossen», sagt der Fit-
nessbetreiber. «So konnten die
Kunden ihr gewohntesTraining
weiter absolvieren. Ich möchte
betonen, dass wir hier keinen
einzigen Coronafall hatten.»

Das letzteWort istnoch
nichtgesprochen
DieseVerträgehattennicht lan-
geBestand.NochvorEndeSep-
tember standdaskantonaleAmt
fürWirtschaft undArbeit (AWA)
auf derMatte. «Das AWA rück-
te hier mit einem Juristen und
einemSpezialisten für Schwarz-
arbeit an», erzählt der Fitness-
betreiber. «Mehrere Mitglie-
der undeinMitbewerber haben
michverpfiffen. Seitherhalte ich
mich strikt an die Regeln.»

Dies sei ihm bei zwei Nach-
kontrollen bestätigt worden,
die im Oktober innerhalb von
vierTagenstattgefundenhaben.

DerFitnessinhaber ist über-
zeugt, mit einem blauen Auge
davongekommen zu sein: «Das
AWA hat es bei einer Verwar-
nung belassen und mich nicht
angezeigt.»

Doch die Nachfrage beim
AWA ergibt, dass man sich alle
Optionen offenhält. Das Amt
schreibt: «Wir haben die not-
wendigen Kontrollen vorge-
nommenundklärenmomentan
die rechtliche Situation ab.» Es
handle sichumeinenEinzelfall.

Möglicherweise hat die Ge-
schichte also ein Nachspiel.
Denn hier handelt es sich nicht
umeineblosseMissachtungder
Zertifikatspflicht. Die Verträge
wurden gemacht mit dem Ziel,
die Coronaregeln zu umgehen.
HinzukommteinunfairerWett-
bewerbsvorteil in der hart um-
kämpften Fitnessbranche.

Nach Aussage von Roger
Rudolph, Professor für Arbeits-
undPrivatrecht anderUniversi-
tät Zürich, kann es ohne Lohn
keinen Arbeitsvertrag geben.
Er schreibt auf Anfrage: «Das
Vorliegen eines privatrechtli-
chen Arbeitsverhältnisses setzt
zwingend Entgeltlichkeit vor-
aus.Wenn also Leute angeblich
nur ‹ehrenamtlich› tätigwerden
undnicht in eineArbeitsorgani-
sation eingegliedert sind, kön-
nen sie im Sinne des Obligatio-
nenrechts keineArbeitnehmen-
den sein.»

So überrasche es ihn nicht,
dassdasAWAeingeschritten ist,
um den Verdacht zu prüfen, ob
dasGesetz umgangenwurde.

KritikamBundesamt für
Sport vomFitnessverband
Beim Schweizerischen Fitness-
und Gesundheitscenter Ver-
bandhatmanvomFall der Influ-
encer-Arbeitsverträge offenbar
bisher nichts gehört. Der Präsi-
dent, Claude Ammann, der In-
haber des Zuchwiler Studios
Physio in Fit, lehnt «jegliche
illegalenPraktiken strikt ab».Er
sagt: «DieSituation ist für alle in
derBranche frustrierendund für

viele existenzbedrohend. Doch
das entschuldigt keinenRechts-
bruch.» Eine Umfrage des Ver-
bands bei den Fitnesscentern
habeergeben,dass lediglich40–
60Prozent vonderenAbonnen-
tenZertifikatehinterlegt haben.

Gleichzeitig übt Ammann
Kritik amBundesamt für Sport.
Dieses habe die Fitnesscenter

imRegenstehen lassenundsich
einseitig auf den Spitzensport
fokussiert.DieFolge seien stos-
sendeUngleichbehandlungen in
derBranche:DurchdasSchlupf-
loch der «30er-Regel privater
Veranstaltungen in Innenräu-
men» in der Covid-19-Verord-
nung hätten die Fitnesscenter
in der Pandemie praktisch alle

Pilates- und Yogakurse an Inte-
ressengemeinschaftenverloren.
WederSchutzkonzeptnochZer-
tifikatspflicht kommen impriva-
ten Rahmen zur Anwendung.

Ammann sagt: «Ich weiss
vonGruppen,die sichnun inGa-
ragen treffen, um Sport zu trei-
ben – teilweisemit extra gekauf-
ten Fitnessgeräten.»

Getrickst: Arbeitsvertrag statt Zertifikat für das Training im Fitnessstudio. Bild: Fotolia

Mensa der Kanti
wird unterstützt
Solothurn Bis imSommer2020
betrieb die Solothurner Sektion
des Schweizerischen Gemein-
nützigen Frauenvereins die
Mensa derKantonsschule Solo-
thurn. Wegen der Pandemie
blieb die Kanti vom 16. März
2020 bis zum 11.Mai geschlos-
sen. In dieser Zeit wurde die
Mensa nur reduziert betrieben,
im April war sie ganz geschlos-
sen.

Die Löhne der Mitarbeiten-
denmusste der Gemeinnützige
Frauenverein aber weiterhin
auszahlen.Davertraglich abge-
macht war, dass der Kanton all-
fällige Defizite übernehmen
würde, durfte der Verein keine
Kurzarbeit beantragen.

Da gleichzeitig keine Erträ-
ge erwirtschaftet werden konn-
ten, entstand ein Loch in der
Kasse in der Höhe von rund
130000 Franken. Dieses Defi-
zit übernimmt der Kanton, hat
der Regierungsrat am Montag
beschlossen.

Der Vertrag mit dem Ge-
meinnützigenFrauenverein lief
imSommeraus. Seitherwirddie
Mensa der Kanti Solothurn von
der SV-Group, einem speziali-
sierten Zürcher Unternehmen
geführt. (rka)

Kommen bald «Notrufsäulen»?
Weil dieNotrufnummern zuletzt häufiger ausgefallen sind, prüft die Regierung nun ein funkbasiertes Backup.

Gleich fünf Mal waren in den
vergangenen zwei Jahren die
Notfallnummernnichtmehr er-
reichbar. Meistens waren Pan-
nen bei der Swisscom schuld.
Am16.März2020warenzudem
sowohldasFestnetz als auchdas
Handynetz kurzzeitig überlas-
tet. Der Grund: Der Bundesrat
hatte soeben die ausserordent-
liche Lage ausgerufen, was of-
fenbar das Bedürfnis, zu telefo-
nieren, explodieren liess.

Dass es zuletzt immer wie-
der zu Pannen kam, löse in der
Bevölkerung Unbehagen aus,
schrieb der Oensinger CVP-
Kantonsrat Fabian Gloor an die
Regierung. Sei es doch zentral,
dass in Notsituationen Blau-
lichtorganisationeneinfachund
schnell erreicht werden könn-
ten. DeshalbwollteGloor unter
anderem wissen, wie die Blau-
lichtorganisationenbeiNetzaus-
fällen vorgehen, um trotzdem
erreichbar zu sein.

Alarmzentralewar jederzeit
erreichbar
Die Regierung beschwichtigt
in ihrer Antwort. Trotz der
Pannen: Die Alarmzentrale sei

jederzeit erreichbar gewesen.
Auch,weil diePolizei indenver-
gangenen Jahrenüber 100000
Franken in technische Vorkeh-
rungen investiert habe. So ist die
Polizei beiFestnetzausfällen im-
mernochübersHandy-Netz er-
reichbar, und andersrum. Das

habe sich zuletzt bewährt,
schreibt die Regierung.

Und sollten einmal länger-
fristig sämtliche Netze zusam-
menbrechen, könnten immer
noch die Notfalltreffpunkte in
Betrieb genommenwerden. Je-
der Solothurner und jede Solo-

thurnerin könnte sich an einem
definierten Ort im jeweiligen
Dorf Hilfe holen. Von dort aus
könnten im Notfall via Funk
Blaulichtorganisationen be-
nachrichtigt werden.

Darüberhinaus stehennoch
weitereMassnahmen imRaum,

schreibt die Regierung weiter.
SoprüfediePolizei imMoment,
Notrufsäulen zu errichten. Soll-
ten sämtlicheNetze zusammen-
brechen, könnte die Bevöl-
kerung dort via Sicherheits-
FunknetzdieAlarmzentralebe-
nachrichtigen.

Abhängigkeit vonSwisscom
ist einRisiko
Trotz allem, die vielen Störun-
genhätten auch eins gezeigt, so
die Regierung weiter: Die Be-
deutungvon funktionstüchtigen
Kommunikationssystemen.«In
derganzenSchweizkann jeweils
einzig die Firma Swisscom die
Erreichbarkeit der kantonalen
Alarmzentralen technisch wie-
derherstellen. In der Abhängig-
keit voneinemAnbieter besteht
ein gewisses Risiko.»

Allerdings ist dieser Um-
standnichtmehrSachederKan-
tone, sondern des Bundes. Das
Bundesamt fürKommunikation
hat denn auch bereits Untersu-
chungen aufgenommen. Auch
das nationale Parlament ist be-
reits aktiv geworden.

Raphael KarpfWas tun, wenn die Notfallnummern nicht mehr funktionieren? Bild: Sven Von Holzen


